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Jahresbericht zur deutschen Einheit:

Fremdenhass schadet  
Standort Ostdeutschland 
Das Fazit der Bundesregierung ist ernüchternd: Auch 26 Jahre nach der deutschen Einheit hinkt der Os-
ten wirtschaftlich hinterher. Rechtsextremismus und Fremdenhass erleben dort einen beängstigenden 
Aufschwung. Der, so die Ostbeauftragte Iris Gleicke bei der Vorstellung des Jahresberichts zum Stand 
der deutschen Einheit am 21. September 2016 in Berlin, schade dem Standort Ostdeutschland und 
gefährde den gesellschaftlichen Frieden. 

Die starken Worte der SPD-Po-
litikerin aus Thüringen riefen 
umgehend ostdeutsche Minis-
terpräsidenten auf den Plan. 
Reiner Haseloff (CDU, Sachsen-
Anhalt) sprach von einem Kli-
ma der Weltoffenheit, das sich 

auch im Osten entwickelt habe. 
Fremdenhass und Rechtsextre-
mismus seien nicht allein ein 
Problem der neuen Länder. 
„Mit Vereinfachungen und 
Verallgemeinerungen gewinnt 
man die Menschen im Osten 

nicht, sondern fördert aktiv 
den rechten Rand“, sagte Ha-
seloff. Seine Amtskollegen aus 
Brandenburg und Mecklen-
burg-Vorpommern, Dietmar 
Woidke und Erwin Sellering 
(beide SPD), meldeten sich 

gleichfalls mit Kritik zu Wort. 
Eine einseitige Fokussierung 
auf die Zunahme rechtsextre-
mer Übergriffe in Ostdeutsch-
land werde der Situation nicht 
gerecht, es gebe in ganz 
Deutschland rechtsextreme 
Einstellungen, Straftaten und 
Wahlerfolge von Parteien, die 
weit rechts außen stünden. 

Auch in Kommentaren nam-
hafter Medien wurde vor ein-
seitiger Verdammung des Os-
tens gewarnt. Es gebe einen 
Trend, Ostdeutsche in der 
Öffentlichkeit zu verspotten, 
mit Häme zu überschütten 
und zu verachten, konstatierte 
beispielsweise Sabine Renne-
fanz in der „Berliner Zeitung“ 
(Ausgabe vom 26. September 
2016). 

<< Kein pauschales 
„Ost-Bashing“

„Viele Menschen im Osten 
haben Erfahrungen hinter sich, 
die man niemandem wünscht, 
die sie bis heute nie verstan-
den, nie verarbeitet haben. 
Millionen von Menschen wur-
den auf einen Schlag arbeits-
los, Industrieanlagen wurden 
abgebaut, Biografien entwer-
tet“, ruft die Autorin in Erinne-
rung. Bis heute seien die „gol-
denen Jobs“ im Osten in Politik 
und Wirtschaft, Justiz und Me-
dien überwiegend von West-
deutschen besetzt. Solange 
das pauschale Ost-Bashing 
nicht aufhört, könne Deutsch-
land kein modernes, offenes 
Land werden. 
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Nichtsdestotrotz: Der Fak
tencheck scheint Iris Gleicke 
Recht zu geben. Die Wirt-
schaftsleistung des Ostens 
liegt immer noch um mehr als 
ein Viertel unter dem Niveau 
der alten Länder, auch wenn 
das Bruttoinlandsprodukt je 
Einwohner von 1991 bis 2015 
von 42,8 auf 72,5 Prozent des 
Westlevels gestiegen ist. Es 
deute nichts darauf hin, dass 
sich diese Lücke mittel- oder 
langfristig schließen könnte. 
Anhaltende massive Abwan-
derung und der Bevölkerungs-
rückgang führten dazu, dass 
Ostdeutschland bei der Ent-
wicklung seiner realen Wirt-
schaftskraft weiter an Boden 
verliert.  

Allerdings ist Schwarzmalerei 
wohl auch nicht angebracht. 
Der Arbeitsmarkt entwickle 
sich gut. Die Löhne seien ge-
stiegen, ebenso die Tarifbin-
dung. Der Mindestlohn von 
8,50 Euro pro Stunde seit An-
fang 2015 sei ein Erfolg und 
habe - allen Unkenrufen zum 
Trotz - die Ost-Wirtschaft nicht 
überfordert, räumte auch die 
Ostbeauftragte ein.  

<< „Gesicht zeigen“  
wichtiger denn je 

Besonders besorgniserregend 
ist aber der Aspekt der Frem-
denfeindlichkeit: „Neben un-
zähligen Angriffen auf Flücht-
linge und ihre Unterkünfte sind 
gewalttätige Ausschreitungen 
wie in Heidenau und Freital zu 
Symbolen eines sich verfesti-
genden Fremdenhasses gewor-
den“, heißt es dazu in dem Jah-
resbericht 2016; Bautzen ließe 
sich hinzufügen. Die Proteste 
gegen die Aufnahme von 
Flüchtlingen hätten deutlich 
gemacht, dass die Grenzen 
zwischen bürgerlichen Protes-
ten und rechtsextremistischen 
Agitationsformen zunehmend 
verschwimmen. 

Auch die Zahlen aus dem Ver-
fassungsschutzbericht 2015 
dokumentieren in Ostdeutsch-
land im Verhältnis zur Einwoh-
nerzahl eine besondere Häu-
fung fremdenfeindlicher und 
rechtsextremer Übergriffe: 
Bezogen auf eine Million Ein-
wohner waren dies in Meck
lenburg-Vorpommern 58,7, in 
Brandenburg 51,9, in Sachsen 

49,6, in Sachsen-Anhalt 42,6, 
in Berlin 37,9 und in Thüringen 
33,9. Der Durchschnitt der 
westdeutschen Länder lag 
bei 10,5. 

<< Bedrohung Extremismus

Der Rechtsextremismus stelle 
„in all seinen Spielarten eine 
sehr ernste Bedrohung für die 
gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Entwicklung der 
neuen Länder dar“, sagte Iris 
Gleicke. Im Ausland werde sie 
– auch von potenziellen Inves-
toren – auf diese Entwicklung 
hin angesprochen. Ein nicht 
weltoffener Standort erleide 
ökonomische Nachteile. Im 
Tourismus – etwa in Sachsen 
– gebe es teils schon deutliche 
Rückgänge. 

Zwar sei die große Mehrheit 
der Ostdeutschen nicht frem-
denfeindlich oder rechtsext-
rem: „Aber ich würde mir schon 
wünschen, dass diese Mehrheit 
noch lauter und deutlicher Stel-
lung bezieht“, machte die Ost-
beauftragte deutlich und be-
zog ausdrücklich Unternehmen, 
Verbände, Gewerkschaften und 

Vereine in diesen Appell ein. 
Schließlich sei – auch mit Blick 
auf die anhaltende Abwande-
rung und den Fachkräfteman-
gel – die Integration von 
Flüchtlingen mittel- und lang-
fristig eine Chance für den Os-
ten. Integration brauche Zeit, 
Geld - und sie müsse vor Ort 
gelebt werden. 

Unstrittig ist sicher: Ost-
deutschland wird nur als welt-
offene Region, in der sich alle 
dort lebenden Menschen zu 
Hause fühlen und am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben, 
gute Entwicklungsperspekti-
ven haben. Demokratie- und 
menschenfeindliche Äußerun-
gen zurückzuweisen, erfordert 
Zivilcourage und Entschlossen-
heit, egal ob am Arbeitsplatz 
oder in der Freizeit. Gesicht 
zeigen ist wichtiger denn je.
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Koalitionsverhandlungen in M-V:

Das Personal 
motivieren 
Der dbb mecklenburg-vorpommern erwartet 
motivierende Bestandteile für das Personal des 
öffentlichen Dienstes im neuen Koalitionsvertrag. 
„Hierzu haben wir den zukünftigen Koalitionären 
entsprechende Eckpunkte übermittelt“, so der 
dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht. 

In einem Schreiben an die 
Landesvorsitzenden sowie die 
Fraktionsvorsitzenden von SPD 
und CDU hat der dbb m-v seine 

diesbezüglichen Forderungen 
und Vorschläge formuliert. 
„Die Beschäftigten des öffent
lichen Dienstes in Land und 

Kommunen identifizieren sich 
mit ihrer Arbeit für Bürgerin-
nen und Bürger oftmals an der 
Belastungsgrenze in höchstem 
Maße, daher ist es an der Zeit, 
mit dem Koalitionsvertrag po-
sitive Impulse für die Beschäf-
tigten zu setzen“, unterstrich 
Knecht. Dazu gehöre insbeson-
dere, dass künftig Schluss sein 
müsse mit haushaltstechni-
schen Experimenten bei Be
soldung und Versorgung.

Mit dem Thema Stärkung  
der Mitbestimmung der Per
sonalrechte beschäftigte sich 
die Dienstrechtskommission 
auf ihrer Sitzung am 6. Sep-
tember, zu der auch Personal-
vertreter aus den Mitgliedsge-
werkschaften des dbb m-v 
geladen waren. Man war  
sich darüber einig, dass eine 
mögliche Novellierung des 
Landespersonalvertretungs
gesetzes, das  in der heutigen 
Form bereits seit 1993 nahe- 
zu unverändert gültig ist, von 
den Gewerkschaften nur ak-
zeptiert werden kann, wenn  
sie zu einer Erweiterung der 
Mitbestimmungsrechte und 
nicht zu deren Einschränkung 
führt.

<	 Der dbb m-v fordert:

>	Überprüfung des Landes
personalkonzepts im Hinblick 
auf inzwischen erfolgte neue 
Rahmenbedingungen mittels 
einer Aufgabenkritik.

>	Überarbeitung der Beteili-
gungsvereinbarungen mit 
der Landesregierung im Sin-
ne einer frühzeitigen Beteili-
gung der gewerkschaftlichen 
Spitzenorganisationen und 
Ausweitung auf Landtags
initiativen. 

>	1:1-Übertragung künftiger Ta-
rifabschlüsse mit der TdL auf 
die Beamtenschaft und die 
Versorgungsempfänger des 
Landes und der Kommunen.

>	Deutliche Intensivierung der 
Demografiestrategie der Lan-
desregierung unter Beteili-
gung der gewerkschaftlichen 
Spitzenorganisationen, da 
ein weiterer Personalabbau, 
Strukturveränderungen, ein 
stets steigender Altersdurch-
schnitt, erhöhte Krankenstän-
de, Veränderung von Arbeits-
prozessen, Fachkräftemangel 
und absehbar weitere Arbeits-
verdichtung zu erwarten sind. 
Demzufolge sind auch Bemü-
hungen zum Ausbau des be-
trieblichen Gesundheitsma-
nagements notwendig.

>	Bildung einer paritätisch 
besetzten Arbeitsgruppe 
mit dem Ziel, die Mitbestim-
mung der Personalräte als 
„Grundrechtshelfer“ zu stär-
ken im Falle einer geplanten 
Novellierung des Personal-
vertretungsgesetzes. 

>	Stärkung der Daseinsvorsor-
ge insbesondere im ländli-
chen Raum und in Bezug 
auf die innere und soziale 
Sicherheit.�

<< Der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht (rechts) erläuterte in seinem 
Vortrag unter anderem die Änderungen der Landespersonalvertretungs-
gesetze in anderen Bundesländern seit 2011 sowie die Vorschläge des 
dbb zur Novellierung des Bundespersonalvertretungsgesetzes.
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DSTG:

Tag der Steuergerechtigkeit
Am 28. September rief die Deutsche Steuer- 
Gewerkschaft (DSTG) bundesweit zum zweiten 
Mal zum Tag der Steuergerechtigkeit auf. 

Der DSTG-Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern 
machte in der Schlossstraße in 
der Schweriner Altstadt mit 
Unterstützung eines Feuer-
künstlers auf die „Geldver-

brennung“ durch fehlende 
Steuergerechtigkeit und unge-
nügende Personalausstattung 
der Finanzämter aufmerksam 
und kam so mit den Bürgerin-
nen und Bürgern ins Gespräch. 

Zum Austausch von Ansich-
ten, Meinungen und Konzep-
ten waren auch verschiedene 
Landespolitiker der großen 
Parteien eingeladen.

Ziel der Aktion war es klarzu-
machen, dass Steuergerechtig-
keit ein hohes Gut ist. Dazu ge-
hört, dass jeder nach seiner 
finanziellen Leistungskraft zum 

Gemeinwesen beitragen soll, 
damit der Staat seine Aufga-
ben erfüllen kann. Schulen, 
Kindergärten, Gesundheit, 
Straßen, Kultur – all das will 
finanziert sein. „Wir im Finanz-
amt mühen uns nach Kräften, 
dass wir unsere Aufgabe, Steu-
ern nach Recht und Gesetz 
gleichmäßig zu erheben, erfül-
len. Die Praxis sieht leider an-
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ders aus“, so DSTG-Landes
vorsitzender Frank Höhne. 

Die DSTG kritisiert die perso-
nelle Unterbesetzung der Fi-
nanzämter – im Schnitt fehlten 
20 Prozent des notwendigen 
Personals – , sodass diese ih-
rem Auftrag nur noch unzurei-
chend nachkommen können. 
Milliardenschwerer Steuerhin-
terziehung müsse man jedes 
Jahr hinterherschauen. Allein 
durch die Manipulation von Re-
gistrierkassen gingen laut dem 
Bundesrechnungshof jedes Jahr 
rund zehn Milliarden Euro Steu-
ereinnahmen durch die Lappen.

Manche Betriebe werden nur 
alle 50 Jahre oder noch seltener 

geprüft. Großkonzerne verschie-
ben Milliarden über die Grenzen 
und zahlen nur Ministeuern in 
Steueroasen. „Wir schauen dem 
Treiben hilflos zu, weil die Poli-
tik die Finanzämter personell 
nicht richtig ausstattet. Und 
die Zukunft wird noch düsterer, 
wenn erfahrenes Personal bald 
scharenweise in Rente geht. 
Wir wollen nicht, dass der 
Karren an die Wand fährt. Wir 
wollen nicht, dass der Ehrliche 
der Dumme ist und für andere 
mitbezahlt. Wir wollen nicht, 
dass sich manche auf Kosten 
aller in die Büsche schlagen“, 
heißt es in einem Themenpa-
pier, das die DSTG anlässlich 
des Tags der Steuergerechtig-
keit herausgegeben hat.�©

 d
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<	 Neue Sonderurlaubsverordnung in Kraft

Die Sonderurlaubsverordnung (SUrlV) des Bundes wurde zum 
1. Juni 2016 geändert. Da das Land Mecklenburg-Vorpommern hier 
keine eigenen Regelungen getroffen hat, gilt diese auch für die Be-
amtinnen und Beamten des Landes und der Kommunen. Mit der 
Novellierung der SUrlV ist eine Neuaufteilung der Sonderurlaubs-
tatbestände vorgenommen worden, mit der eine deutlich verbes-
serte Übersichtlichkeit und eine erleichterte Handhabung verbun-
den ist. Der dbb hatte während des Beteiligungsverfahrens die 
Möglichkeit genutzt, die in den ersten Entwürfen der Verordnung 
geplanten Verschlechterungen für die Beschäftigten weitgehend 
zu verhindern.

Das gilt insbesondere für den neu formulierten § 15 „Sonderurlaub 
für gewerkschaftliche Zwecke“. Er lautet nun:

Sonderurlaub von jeweils bis zu fünf Arbeitstagen im Kalenderjahr 
unter Fortzahlung der Besoldung ist zu gewähren für die Teilnahme 
1. an Sitzungen eines überörtlichen Gewerkschafts- oder Berufsver-
bandsvorstandes, dem die Beamtin oder der Beamte angehört, oder 
2. an Tagungen von Gewerkschaften oder Berufsverbänden auf in-
ternationaler Ebene, auf Bundes- oder Landesebene oder, sofern es 
keine Landesebene gibt, auf Bezirksebene, wenn die Beamtin oder 
der Beamte als Mitglied eines Gewerkschafts- oder Berufsverbands-
vorstandes oder als Delegierte oder Delegierter teilnimmt.

Geregelt ist damit, dass Sonderurlaub von jeweils bis zu fünf Ar-
beitstagen für die erste oder zweite Tatbestandsvariante zu ge-
währen ist. Das heißt, dass in einem Großteil der Fälle weiterhin 
insgesamt bis zu zehn Tagen gewährt werden können, allerdings 
aufgeteilt nach den beiden Fallgruppen. 

Zu unterstreichen ist, dass es sich hier um eine Muss-Bestimmung 
handelt („ist zu gewähren“) und nicht wie in der ursprünglichen 
Entwurfsfassung formuliert um eine Kann-Bestimmung. Das be-
deutet, dass die Dienststelle bei Vorliegen der allgemeinen Voraus-
setzungen verpflichtet ist, den beantragten Sonderurlaub auch zu 
gewähren. In einem ersten Verordnungsentwurf war geplant, den 
Dienststellen einen größeren Ermessensspielraum zuzugestehen. 

BTB M-V:

Landesvorstand 
tagte
Am 12. Juli traf sich der Landesvorstand des BTB 
– Gewerkschaft Technik und Naturwissenschaft 
zur außerordentlichen Landesvorstandssitzung im 
Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS 
M-V) in der Hansestadt Rostock. 

Den Schwerpunkt der Tagesord-
nung bildete die Vorbereitung 
der Mitgliederversammlung 
(3. BTB M-V Gewerkschaftstag) 
am 15. Oktober in Neubran-
denburg.

Dr. Bernd Kuntze, Abteilungs-
leiter der Abteilung Arbeits-
schutz und technische Sicher-
heit des LAGuS M-V, sprach als 
Gastredner zu den Mitgliedern 
des Landesvorstandes. Hinter-
grund der Einladung war die 
bereits im Herbst des vergan-
genen Jahres beabsichtigte 
Umstrukturierung der Abtei-
lung durch die Einführung ei-
ner neuen Struktur mit zwei 
Regionalbereichen Nord (Han-
sestadt Rostock und Hanse-

stadt Stralsund) und Süd 
(Schwerin und Neubranden-
burg), der Aufteilung der Re
gionalbereiche in zwei Fach
bereiche und der Verstärkung 
des Grundsatzdezernats. 

Weitere Schwerpunkte sind die 
Zentralisierung von Aufgaben 
und die Neuorganisation des 
Vollzugs in den zwei Regional-
bereichen. Zu den Regionalbe-
reichen in der vorgenannten 
Zuordnung Nord und Süd hatte 
sich der BTB M-V bereits zum 
Jahreswechsel kritisch geäu-
ßert. Unter Betrachtung der 
Flächenanteile und der damit 
im Zusammenhang stehenden 
Entfernungen würden zwei un-
gleiche Regionalbereiche ent-
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<	 Kombaner aus NRW zu Gast in M-V

Vom 9. bis 12. September 2016 besuchte die komba KV Herford die 
Hansestadt Wismar. Ein Höhepunkt der diesjährigen Tour war der 
Ausflug in die Landeshauptstadt Schwerin mit ihrem eindrucksvol-
len Schloss. Die kurzweilige Schlossführung und der interessante 
Blick hinter die Kulissen des Landesparlaments wurden vom dbb 
Landesvorsitzenden Dietmar Knecht begleitet. Zu Lande und zu 
Wasser erkundeten die komba Vertreter aus der Hansestadt Her-
ford die geschichtsträchtigen Städte. Diese beeindruckten sehr mit 
ihrer historischen Architektur und vor allem durch ihre weltoffene 
Art.

stehen. Dennoch, erklärte 
Kuntze, möchte man an dieser 
Variante festhalten, da es un-
ter anderem im Bereich der 
Universitäten (Rostock und 
Greifswald) viele Gemeinsam-
keiten in der Aufsicht gibt. 

Eine Evaluation nach zwei Jah-
ren soll überprüfen, ob sich die-
se Variante bewährt. Als positiv 
wertet der BTB M-V die Tatsa-
che, dass die 84 Stellen (20 LG 
2-2.EA, 58 LG 2-1.EA, 6 LG 1-2.EA) 
der Abteilung innerhalb des LA-
GuS M-V nicht angetastet wer-
den. Den Zeitplan betreffend 

erläuterte Kuntze, dass bis zum 
31. August 2016 die Lösungs-
vorschläge geprüft und die Va-
riantenvergleiche abgeschlos-
sen sein werden, um dann den 
Mitarbeitern an allen vier 
Standorten die neue Struktur 
vorzustellen.

Zur Frage, ob in 2017 wieder 
Anwärter eingestellt werden, 
erläuterte Kuntze mit Hinweis 
auf den Haushalt 2016/2017, 
dass dies nach dem derzeitigen 
Stand nicht beabsichtigt sei. 
Aufgrund der entsprechend 
langen Vorlaufzeiten hätten die 

Ausschreibungen schon veröf-
fentlicht sein müssen. Bezogen 
auf das Jahr 2018 sollen wieder 
Anwärter ausgebildet werden, 

um die anstehenden Altersab-
gänge zu kompensieren. Der 
BTB M-V wird an diesen The-
men weiter dranbleiben.�

<< Dr. Bernd Kuntze (Abteilungsleiter der Abteilung Arbeitsschutz und tech-
nische Sicherheit im LAGuS M-V), Udo Dannhauer (Landesvorsitzender 
BTB M-V) und Heinz-Dieter Sörries (Fachgruppenleiter Gewerbeaufsicht) 
(von links).

©
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vbba jugend:

Neuen Jahrgang 
begrüßt
Am 13. September nutzte die vbba jugend im Rah-
men eines Workshops die Möglichkeit, die neuen 
Studierenden an der Hochschule der Bundesagen-
tur für Arbeit (HdBA) in Schwerin zu begrüßen. 

Das junge Team informierte 
die Studierenden über die Leis-
tungen der vbba jugend wie 
zum Beispiel Zuschüsse zur 
Fachliteratur, Rechtsberatung, 
Rat, Auskunft und Verfahrens-
rechtsschutz, Freizeitunfallver-

sicherung, Jugendworkshops, 
Studienreisen, exklusive Son-
derkonditionen in den Berei-
chen Versichern und Finanzie-
ren über das dbb vorsorgewerk 
sowie attraktive Preisvorteile 
bei Einkäufen in der dbb vor-

teilswelt. Neben vielen interes-
santen Gesprächen rund um 
den neuen Lebensabschnitt war 
das Interesse an der Fachge-
werkschaft sehr groß. In diesem 
Jahr durfte die vbba jugend auf 
eine besondere Unterstützung 

zurückgreifen: Liv Grolik, stell-
vertretende Vorsitzende der 
dbb jugend bund, hatte das 
Team vor Ort verstärkt und gab  
den Studierenden Einblicke in 
die Arbeit des dbb als Dachver-
band der vbba. �

<	 Mehr Geld für Juristen

„Mit dem 1. September wird die Unterhaltsbeihilfe für die Refe-
rendare um knapp 20 Prozent angehoben. Das ist ein äußerst 
wichtiger Punkt im Maßnahmenkatalog, den das Justizministeri-
um zusammen mit dem Oberlandesgericht erarbeitet hat, damit 
sich künftig mehr junge Juristen dazu entscheiden, sich hier in 
Mecklenburg-Vorpommern auf ihr Zweites Juristisches Staatsexa-
men vorzubereiten“, sagte Justizministerin Uta-Maria Kuder. Die 
Unterhaltsbeihilfe wird von jetzt 950 auf 1 125 Euro im Monat an-
gehoben. Der Freibetrag für Nebeneinkünfte der Referendare wird 
ebenfalls erhöht. Darauf haben sich Justizministerium und Finanz-
ministerium im August geeinigt. Kuder sieht darin einen gewalti-
gen Sprung im Wettbewerb der Länder: „Mit dem höheren Grund-
betrag ist Mecklenburg-Vorpommern nicht mehr auf einem der 
letzten Plätze im Bundesvergleich.“ Darüber hinaus sei die Quali-
tät des Referendariats verbessert worden. 

Wer sich für ein juristisches Referendariat in Mecklenburg-Vor-
pommern interessiert, kann sich auf der Internetseite des Justiz-
ministeriums informieren. Zu klicken sind ein kurzer Film, eine Bro-
schüre und die Informationen des Landesjustizprüfungsamtes.

� (Quelle: Justizministerium M-V)

<< Mario De Guida aus Braunschweig, Sabrina Naeve aus Rendsburg, Kyra 
Kasulke aus Hannover, Liv Grolik (dbb jugend bund) und Jan-Peter Kaiser 
aus Flensburg (von links) blicken auf einen sehr gelungenen Workshop 
zurück und möchten in diesem Rahmen noch einmal alle Studierenden 
an der HdBA Schwerin begrüßen.
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Tag der Sachsen 2016:

Traditionsfußballspiel 
Im Programmheft des Tages der Sachsen in Limbach-Oberfrohna fehlte ein 
entscheidender Punkt. Ganz im Gegenteil zur dort angekündigten Eröffnung 
des größten Volksfestes des Freistaates Sachsen, fand der eigentliche Start 
bereits um 15 Uhr im Stadion des T.u.S. Pleißa statt.

Mit dem Ehrenanstoß durch 
den Präsidenten des Sächsi-
schen Landtages und Vorsit-
zenden des Kuratoriums Tag 
der Sachsen, Matthias Rößler, 
und der amtierenden Vorsit-
zenden des SBB, Nannette 
Seidler, zum Traditionsspiel 
des FC Landtag gegen den 
FC Beamtenbund startete 
der Tag der Sachsen.

Um es vorwegzunehmen: 
So ausgeglichen waren die bei-
den Teams lange nicht besetzt! 

Vielleicht hat es auch daran ge-
legen, dass erstmalig ein Spiel 
zwischen den beiden Mann-
schaften von einer Schiedsrich-
terin geleitet wurde? Alle ha-
ben bei hochsommerlichen 
Temperaturen ihr Bestes ge
geben.

Die anfangs etwas ungeordnet 
wirkenden Gewerkschafter ge-
rieten schnell in Rückstand, 
den sie jedoch, nachdem sich 
die Abstimmung in der Mann-
schaft deutlich verbessert hat-

te, in eine 3:1-Halbzeitführung 
umwandeln konnten.

Auch wenn der FC Beamten-
bund nach 70 Minuten mit ei-
nem 3:2 als Sieger vom Platz 
gehen konnte – am Ende gab 
es nur Gewinner.

Entscheidend dazu beigetragen 
hat die inzwischen auch schon 
traditionelle Versteigerung von 
Fußballfanartikeln aus der 
Schatzkiste von Thomas Mögel 
(BTB Sachsen), wozu unter an-

derem ein Weltmeistertrikot 
von Thomas Müller mit Unter-
schriften der Nationalmann-
schaft gehörte, sowie auch 
zwei Trikots des SBB mit Auto-
grammen sächsischer Regie-
rungs- und Landtagsmitglieder. 

Tolle 1 170 Euro kamen zusam-
men! Empfänger dieser Sum-
me war die Behindertenhilfe 
Limbach-Oberfrohna e.V., de-
ren stellvertretender Vorsit-
zender Dr. Uwe Landmann 
im Festzelt des SBB den Scheck 
in Empfang nehmen konnte.�

<	 Fußballmannschaften FC Landtag 
und FC Beamtenbund

SB
B 
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<	 Workshop

„Ein modernes 
Gleichstellungs
gesetz in Sachsen“

Petra Köpping (Sächsische 
Staatsministerin für Gleich-
stellung und Integration) 
lud am 8. September 2016 
zu dem Workshop ein. Die 
SBB Frauenvertretung nutz-
te die Gelegenheit und be-
teiligte sich aktiv an der 
Ideensammlung sowie den 
Diskussionen. Das Ministe
rium hat alle Anregungen 
gesammelt und wird nun 
einen Gesetzentwurf 
erstellen. 

Nähere Informationen fin-
den Sie unter http://www.
sbb.de/ueber-uns/frauen/.

<	 Ein ganz besonderer Moment im Zelt des SBB: Die von Thomas Mögel, BTB, zur Verfügung gestellten Fußball- 
Fanartikel wurden beim Fußballspiel FC Beamtenbund gegen FC Landtag versteigert. Über 1 100 Euro konnten 
auch dank der BBBank der Behindertenhilfe Limbach-Oberfrohna e.V. übergeben werden.
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Viele Begegnungen im Zelt des SBB 
Was macht den Tag der Sachsen zum größten Volksfest Sachsens? In erster Linie wohl die vielen 
Besucher. Diese kamen auch 2016 wieder mit ganz verschiedenen Vorstellungen nach Limbach- 
Oberfrohna: Die einen wegen Riesenrad und Zuckerwatte, andere wegen Musik, Kultur und 
Informationen.

Wie passt aber der SBB Beam-
tenbund und Tarifunion Sach-
sen auf dieses Volksfest? Für 
uns gibt es da nur eine Ant-
wort: Genau hier sind wir rich-
tig, bei den Menschen. 

Die Menschen wollen auch in 
Sachsen einen starken Staat, 
einen starken öffentlichen 
Dienst. Der SBB und seine Ver-
bände und Gewerkschaften 
wissen, dass eine gut funktio-
nierende und modern aufge-
stellte Verwaltung mit gut aus-
gebildeten und motivierten 
Beschäftigten enorm wichtig 
für Sachsen und seine Bürger 
ist. Und wir wissen, wie Staat 
funktioniert, was unsere Kolle-
ginnen und Kollegen tagtäglich 
leisten. Genauso wissen wir 
aber auch, wo es hakt, was es 

zu verändern gilt. – Und genau 
dazu wollten wir in Limbach-
Oberfrohna mit den Sachsen 
ins Gespräch kommen; auch 
mit den Sachsen, die in Politik 
und Verwaltung Verantwor-
tung tragen.

Respekt, was sich die SBB Frau-
en-, Jugend- und Seniorenver-
tretung sowie die Gewerk-
schaften des SBB alles haben 
einfallen lassen! So vielseitig 
unser öffentlicher Dienst ist, 
so verschieden waren auch die 
Präsentationen. Von allgemei-
nen Informationen über Quiz 
bis zum Messen, Wiegen, 
Sägen und Basteln war vieles 
möglich. Geschätzt wurde die-
ses Engagement von Heerscha-
ren interessierter Besucher, die 
sich erkundigten und viel Span-

nendes und Neues erfuhren. 
Auch Auskünfte über Praktika, 
Einstellungs- und Ausbildungs-
möglichkeiten waren stark 
nachgefragt.

Wichtig für die Gewerkschafter 
waren natürlich auch die hoch-
karätigen politischen Begeg-
nungen. So konnten wir uns in 
zahlreichen Gesprächsrunden 
unter anderem mit dem stell-
vertretenden Ministerpräsiden-
ten Martin Dulig, mit Finanzmi-
nister Prof. Dr. Georg Unland, 
mit Staatsministerin Dr. Eva-
Maria Stange vom SMWK, 
mit Staatsministerin Brunhild 
Kurth vom SMK, mit Staats
ministerin für Soziales und 
Verbraucherschutz, Barbara 
Klepsch, und Landtagspräsi-
dent Dr. Matthias Rößler zu 

aktuellen Themen austauschen. 
Auch zahlreiche Mitglieder des 
Sächsischen Landtages konn-
ten wir begrüßen.

Ins Gespräch kamen wir auch 
mit hochrangigen Vertretern 
der Verwaltung, darunter der 
Präsident der Landesdirektion 
Sachsen, Dietrich Gökelmann, 
sowie der Präsident des Lan-
desamtes für Steuern und 
Finanzen, Johann Gierl.

Alles in allem war der Tag der 
Sachsen 2016  wieder eine tol-
le Sache und ein voller Erfolg 
für den SBB, seine Gewerk-
schaften, die Partnereinrich-
tungen und unsere Gäste. 

Informationen und Bilder 
unter www.sbb.de�

<	 Unser Team im Festzelt des SBB
<	 Viel Zeit für unsere Gewerkschaften nahm sich der 

stellvertretende Ministerpräsident Martin Dulig.

<	 Finanzminister Prof. Dr. Georg Unland 
(Bildmitte) mit Vertretern des SBB.

<	 Staatsministerin Brunhild Kurth vom SMK im Gespräch 
mit unseren Mitgliedsgewerkschaften.

©
 S

BB
 (6

)

> dbb regional magazin  |  Oktober 2016

dbb regional

9

Sa
ch

se
n

<



Tarifkonflikt:

Bewegung in Naunhof
Seit November 2015 kämpfen die Naunhofer Mitglieder der DVG Sachsen mit Unterstützung des dbb 
für den Abschluss eines Haustarifvertrages. Ziel ist die Einführung des TVöD. Bisher verweigerte der 
Stadtrat dem Bürgermeister Volker Zocher, der auf der Seite seiner Mitarbeiter steht, die Genehmigung 
zur Aufnahme von Tarifverhandlungen.

Fünf Demos und sechs 
Warnstreiks, teilweise mit 
prominenter Unterstützung 
unter anderem durch Willi 
Russ, Claus Weselsky und 
Gerhard Pöschmann, änder- 
ten daran nichts. Dem Bürger-
meister bleibt die Aufnahme 
von Tarifverhandlungen ver-
wehrt. Auch die Stadtratssit-
zung am 22. September 2016 

endete mit dem gleichen 
Ergebnis.

Diese starre Haltung des Stadt-
rats veranlasste den dbb zu ei-
ner Urabstimmung Ende Au-
gust 2016, in welcher sich 95,7 
Prozent der beteiligten DVG-
Mitglieder für einen unbefriste-
ten Streik aussprachen. Dieser 
begann am 7. September 2016. 

Zweimal wurde dieser Streik 
unterbrochen, weil es Signale 
aus dem Naunhofer Stadtrat 
gibt, die auf den Beginn der 
von uns geforderten Tarifver-

handlungen hindeuten. Das 
Verhandlungsverbot für Bür-
germeister Zocher wurde zwar 
nicht aufgehoben. Der Stadtrat 
entschloss sich jedoch, seiner-
seits eine Verhandlungskom-
mission einzusetzen, die aus 
einem Rechtsanwalt und drei 
Stadträten besteht. Ungewöhn-
lich, denn Vertreter der Stadt 
ist eigentlich kommunalrecht-
lich der Bürgermeister. Dieser 
will sich nun aber einer begin-
nenden Entspannung nicht in 
den Weg stellen und trägt die-
sen Ansatz mit. „Wir haben 
endlich die verbindliche Zusage 

für Tarifverhandlungen erhal-
ten. Daher werden wir die 
Streiks wie versprochen zu-
nächst aussetzen“, sagte Willi 
Russ am 23. September 2016.

Die Naunhofer DVG-Mitglieder 
sind motiviert, für ihre Interes-
sen zu streiken. Lieber ist es ih-
nen jedoch, ihrer Arbeit zum 
Wohle der Stadt und deren 
Bürger nachgehen zu können.

Jürgen Kretzschmar, 
Vorsitzender der DVG Sachsen 
und Mitglied der Bundestarif-

kommission des dbb

<	 Prominente Unterstützung bei der Streikaktion in Naunhof durch den 2. Vorsitzenden des dbb beamtenbund und 
tarifunion, Willi Russ.

©
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<	 Glückwünsche

Der SBB Beamtenbund und 
Tarifunion Sachsen gratu-
liert herzlich:

Mathias Winkler, DVG,

zur Berufung zum ehren-
amtlichen Richter beim 
Sozialgericht Chemnitz.

Jens Weichelt SLV, VBE,

zur Wiederwahl zum Lan-
desvorsitzenden des Säch
sischen Lehrerverbandes 
im VBE.

Steffen Ebert, VDStra.,

zur Wahl zum Landesvor
sitzenden des Verbandes 
Deutscher Straßenwärter, 
Landesverband Sachsen/
Thüringen.

<	 Staatsministerin für Soziales und Verbraucherschutz, Barbara Klepsch 
(Bildmitte), und Maik Maschke von der komba sachsen im Gespräch.

<	 Staatsministerin Dr. Eva-Maria Stange vom SMWK 
(rechts) am Stand der SBB Frauenvertretung.
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komba Bundes
gewerkschaftstag 
in Berlin
In Berlin fand am 16. und 17. September 2016 
der 26. Bundesgewerkschaftstag der komba 
gewerkschaft statt. Delegierte aus ganz 
Deutschland nahmen teil. Das Motto lautete: 
„Kommunen im Wandel“.

Auch die Delegierten der kom-
ba sachsen gratulierten der 
neu gewählten Bundesleitung 
und freuen sich auf eine gesell-
schafts- und mitgliederorien-
tierte Zusammenarbeit.

Im Anschluss fand die Arbeits-
tagung des höchsten Gremiums 
der komba gewerkschaft statt. 
Hier hat der Gewerkschaftstag 
auch die Anträge der komba 

sachsen zu den Themen „voll-
ständige Ost-West Angleichung“, 
„Stärkung und Wahrung des 
Ehrenamtes auch für Gewerk-
schaften und Berufsverbände“ 
sowie „Stärkung der medizini-
schen Vorsorge insbesondere 
mit Blick auf die Flüchtlings
situation“ beschlossen.

Ein Gewerkschaftstag ist im-
mer auch eine gute Gelegen-

heit, sich mit „kombanern“ 
der anderen Bundesländer zu 
„brennenden“ Themen wie 
Gewalt gegen Beschäftigte 
der Verwaltung auszutau-
schen. 

Mögliche Patenschaften mit 
angrenzenden komba Landes-
gewerkschaften sowie gemein-
same Veranstaltungen wurden 
ebenfalls thematisiert.�

<	 Die neue komba Bundesleitung.
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<	 Nachruf

Eine Stimme, die uns 
vertraut war, schweigt. 
Ein Mensch, der immer für 
uns da war, lebt nicht mehr. 
Erinnerung ist das, was bleibt.

DVG Sachsen und SBB trau-
ern um Hans Ritter, der am 
18. September 2016 verstor-
ben ist.

Hans Ritter war langjähriges 
Vorstandsmitglied und Lan-
desgeschäftsführer der 
Deutschen Verwaltungsge-
werkschaft (DVG) Sachsen.

Wir haben einen engagier-
ten Gewerkschafter und 
guten Freund verloren. 
Wir werden ihm stets ein 
ehrendes Gedenken 
bewahren.

<	 Tag der offenen Tür

Neuer Rekord 
Die Fachhochschule der Sächsischen Verwaltung in Meißen öffne-
te am 17. September 2016 ihre Türen für alle potenziellen Bewer-
ber für die Studiengänge Allgemeine Verwaltung, Sozialverwal-
tung, Sozialversicherung, Steuerverwaltung und Rechtspflege. 
Der SBB und die sbb jugend waren dabei.

Mit über 900 Besuchern wurde ein neuer Rekord aufgestellt. Im 
Mittelpunkt standen Themen wie der Unterschied zwischen Ange-
stellten und Beamten, die allgemeinen Ausbildungsziele sowie Fra-
gen zur Krankenversicherung.

Auch im nächsten Jahr ist ein „hochschuleigener“ Tag der offenen 
Tür an der FH Meißen geplant. Der 16. September 2017 darf notiert 
werden. 

dbb regional <



Aufruf zur Demonstration am 28. Oktober:

Es reicht, Sachsen-Anhalt!
Ob als Lehrer, Finanzbeamter, Sachbearbeiter in der allgemeinen 
Verwaltung, Polizist oder Feuerwehrbeamter, Sie alle sorgen für den 
von den Bürgern gewollten „starken Staat“. Landesregierung und 
Parlament haben Ihnen in den vergangenen Jahren nicht die 
Wertschätzung entgegengebracht, die Sie verdienen. 

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, Sie waren von Umstruktu-
rierungen in den Dienststellen 
betroffen und müssen die Ar-
beit der Kolleginnen und Kolle-
gen miterledigen, deren Stel-
len durch Personalabbau nicht 
wiederbesetzt wurden. Über-
stunden waren und sind in vie-
len Dienststellen beim Land 
und in den Kommunen gang 
und gäbe. Dazu kamen Ein-
schnitte bei der Bezahlung 
der Beamtinnen und Beamten 
als Teil der Haushaltssanierung. 
Die Streichung des Weih-
nachtsgeldes, die zeitverzö
gerte Übertragung der Tarifer-
gebnisse, die Einführung der 
Kostendämpfungspauschale 
in der Beihilfe und Heilfürsor-
ge führten bei den Beamten 
und Versorgungsempfängern 
zu spürbaren Einkommens
verlusten. 

<	 Besoldungskürzung

Der Wegfall des Weihnachts-
geldes entsprach immerhin 
einer Besoldungskürzung von 
6,71 Prozent. Demotivierend 
sind auch fehlende kontinu-
ierliche Beförderungen. Ob-
wohl der Dienstherr zur 
amtsangemessenen Alimen-
tation seiner Beamten ver-
pflichtet ist, hat das Bundes-
verfassungsgericht für die 
Richterinnen und Richter in 
Sachsen-Anhalt festgestellt, 
dass deren Besoldung ver-
fassungswidrig war. Für die-
sen Personenkreis hat der 
Landesgesetzgeber zum 
1. Januar dieses Jahres eine 
gesetzliche Neuregelung 
mit Nachzahlungen vorge-
legt. Weil das Bundesver-
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fassungsgericht bei der Anwen-
dung der gleichen Prüfkriterien 
wie im Freistaat Sachsen mut-
maßlich auch die Verfassungs-
widrigkeit Ihrer Besoldung 
festgestellt hätte, sieht die 
Landesregierung hier Hand-
lungsbedarf. Das Kabinett hat 
inzwischen einen entsprechen-
den Gesetzentwurf auf den 
Weg gebracht. Der Gesetzent-
wurf sieht Nachzahlungen an 
Sie rückwirkend zum 
1. April 2011 bis Ende 2014 
von etwa 1,45 Prozent des 
jeweiligen Grundgehalts vor. 
Die Höhe der Nachzahlungen 
orientiert sich an der für die 
Richterinnen und Richter. 

Nicht nur, dass Sachsen seinen 
Beamten für die Vergangen-
heit zur Herstellung einer ver-
fassungsgemäßen Besoldung 
mehr bezahlt als Sachsen-An-
halt bereit ist: In Sachsen soll 
die Besoldung ab dem 1. Juli 
2016 insgesamt um 2,61 Pro-
zent erhöht werden. Die Alter-
native, in Anlehnung an Sach-
sen die Mindestvorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts 
mit einem deutlichen Abstand 
einzuhalten, scheidet für die 
Landesregierung in Sachsen-
Anhalt aus Kostengründen 
aus. Außerdem müsste man 
dann auch bei den Richterin-
nen und Richtern nachbessern.

<	 Umdenken in der 
Besoldung

Die Streichung der Kosten-
dämpfungspauschale ab 2017 
und die zukünftig zeit- und in-
haltsgleiche Übertragung der 
Tarifergebnisse auf Beamte 
und Versorgungsempfänger 
sind zwei Bonbons, mit denen 
die Landesregierung Ihnen den 
Gesetzentwurf schmackhaft 
machen will. Der Beamten-
bund fordert für Sie deutlich 
höhere Besoldungsnachzah-
lungen als die von der Landes-
regierung geplanten Mindest-
beträge und für die Zukunft 
eine dauerhaft verfassungs-
konforme Besoldung. Ansons-
ten steht weiter zu befürchten, 
dass bei jeder Änderung der 
Prüfparameter, die Einfluss auf 

die Besoldung haben 
können, die Frage nach 
der Verfassungsmäßig-
keit der Besoldung auf-
geworfen wird. Das Ri-
siko eines erneuten 
Rechtsstreits für die 
Zukunft wird 
so nicht minimiert. 
Rechtsfrieden wird 
so nicht geschaffen. 
Auch in Sachsen-An-
halt wird es ein Um-
denken in der Besol-
dungspolitik geben 
müssen. Das Bundes-
verfassungsgericht 
hat sehr deutlich 
gemacht, dass die 
Gewährung einer 
amtsangemessenen 
Besoldung eine ver-
fassungsrechtliche 
Pflicht ist, zu deren 
Einschränkung nur 
andere verfassungs-
rechtliche Pflichten 
führen können.

<	 Altersdis
kriminierung

Neben der verfas-
sungsgemäßen Be-
soldung hat uns 
besonders im letz-
ten Jahr die alters-
diskriminierende 
Besoldung be-
schäftigt. Beim Umgang des 
Finanzministeriums mit den 
Widersprüchen zur altersdis
kriminierenden Besoldung ist 
der Eindruck entstanden, dass 
mit zweierlei Maß gemessen 
wurde. Dabei meine ich nicht 
vordergründig die unterschied-
liche Höhe der Auszahlungen. 
Einige von Ihnen haben eine 
Entschädigung erhalten, die 
in der Höhe zwischen 50 und 
5 550 Euro stark differenzierte. 
Andere dagegen gingen leer 
aus, weil sie Fristen versäumt 
haben. Gründe für die unter-
schiedliche Höhe der Entschädi-
gungen waren das Datum der 
Antragstellung und persönliche 
Eckdaten. Sicherlich hat sich die 
Verwaltung an Recht und Ge-
setz gehalten. Was uns ärgerte 
war die unterschiedliche Be-
handlung der Beamtinnen und 

Beamten in der Frage, ob, wann 
und wie sie ihrer bisherigen Be-
soldung widersprochen haben. 
Dabei hat die vielleicht überfor-
derte Bezügestelle nicht nur die 
Widersprüche nicht bestätigt, 
sondern auch einen Sammel
widerspruch einer anderen Ge-
werkschaft anerkannt, der erst 
viel später mit konkreten Na-
men und noch später mit Voll-
machten ergänzt worden sein 
soll. Die juristische Bewertung 
müssen jetzt die Verwaltungs-
gerichte liefern. Neben der for-
maljuristischen hat die Entschä-
digungsfrage aber auch eine 
psychologische Dimension: 

<	 Vertrauen erschüttert

Das Vertrauen der Beamtinnen 
und Beamten zu ihren Dienst-
herren ist erschüttert. Unsere 

politischen Gespräche, Briefe 
und Stellungnahmen waren in 
der Sache erfolglos. Auch des-
halb ruft der Beamtenbund 
unter dem Motto „gekürzt, ge-
strichen, vergessen!“ ALLE im 
öffentlichen Dienst in Sachsen-
Anhalt am 28. Oktober 2016 in 
Magdeburg zu einer Demons
tration mit anschließender 
Kundgebung vor dem Landtag 
auf. Tragen Sie Ihren Protest 
auf die Straße und kommen 
Sie zur DEMO! Es reicht! Der 
öffentliche Dienst ist mehr 
wert!

Mit freundlichen, kollegialen 
Grüßen

Ihr
Wolfgang Ladebeck, 

Vorsitzender des 
dbb sachsen-anhalt
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Vergabepraxis:

Schluss mit der 
Gutachteritis
Zu den Vorwürfen gegen Sachsen-Anhalts Minis-
terien, Verträge für Berater und Gutachten unter 
der Hand vergeben zu haben, äußerte sich auch 
der Landesvorsitzende des dbb sachsen-anhalt, 
Wolfgang Ladebeck.

„Offenbar wird auch in Sachsen-
Anhalt viel zu schnell, viel zu 
häufig und am Parlament vorbei 
externer Sachverstand über Be-
raterverträge und Gutachten 
eingekauft. Warum soll die Lan-
desverwaltung mit ihren qualifi-
zierten Mitarbeitern nicht das 
leisten können, was externe Be-
rater und Gutachter schaffen?“, 
fragt Ladebeck. Viele öffentlich 
Bedienstete seien Betriebswirte, 
Juristen oder Ingenieure.

„In der Landesverwaltung ist 
unter Schwarz-Rot durch Perso-

nalabbau viel Fach- und Sach-
verstand verloren gegangen.

Die Folgen der Sparpolitik sind 
höhere Kosten und keine Parla-
mentskontrolle“, so der dbb Lan-
deschef. Ladebeck fordert des-
halb ein Ende der Gutachteritis. 
Die Vergabe von Leistungen für 
Berater und Gutachten müsse 
auf das unbedingt notwendige 
Maß beschränkt werden. 

Nach Informationen von MDR 
SACHSEN-ANHALT haben Prü-
fer des Landesrechnungshofes 

stichprobenartig 360 Gutach-
ten, Studien, Beraterverträge 
aus den Jahren 2010 bis 2013 
mit einem Gesamtumfang von 
24,9 Millionen Euro unter die 
Lupe genommen. Die meisten 
untersuchten Verträge wurden 
freihändig vergeben. Dabei 

geht es um Aufträge im Wert 
von 14 Millionen Euro. Von den 
360 geprüften Verträgen er-
folgten 270 ohne Ausschrei-
bung. In 165 Fällen wurde vor 
der Auftragsvergabe nicht ein-
mal ein Vergleichsangebot ein-
geholt.�

Ost-West-Rentenanpassung:

Zeitplan einhalten
Im Hinblick auf die Angleichung der Renten Ost an 
West hat dbb Landesvorsitzender Wolfgang Lade-
beck die Einhaltung des von der Bundesregierung 
verabredeten Zeitplans gefordert. 

„Im Koalitionsvertrag hat 
die schwarz-rote Bundesregie-
rung vereinbart, dass die Ost-
West-Rentenangleichung bis 
spätestens 2020 abgeschlossen 
wird. Wenn das Vorhaben jetzt 
wegen des Streits über die 
Finanzierung scheitern sollte, 
ist das nicht vermittelbar.“ 
Deshalb sei der Druck, den 
Ministerpräsident Reiner 
Haseloff auf die Bundesre
gierung macht, notwendig 
und ein wichtiges politisches 
Signal an die ostdeutschen 
Rentnerinnen und Rentner.

Der dbb Landeschef ist davon 
überzeugt, dass die deutsche 
Einheit erst vollendet ist, wenn 
die Renten in den alten und 
neuen Bundesländern ange
glichen und damit einheitliche 
Lebensverhältnisse für die 
Rentnerinnen und Rentner her-
gestellt sind. Durch die höhere 
Rentenanpassung Ost in die-
sem Jahr sei zwar der Renten-
wert Ost von 92,6 Prozent auf 
94,1 des Wertes der westlichen 
Bundesländer gestiegen, das 
bedeute aber auch, dass es 
noch 5,9 Prozentpunkte auf

zuholen gelte. Damit die Ren-
tenlücke bis 2020 geschlossen 
werden kann, müsse es weite
re Teilangleichungen geben. 

„Rentengerechtigkeit für die 
Bestandsrentner darf aber 
nicht zulasten künftiger Rent-
ner gehen“, so der dbb Landes-
chef. Eine Höherwertung der 
im Osten den Renten zugrun-
deliegenden Löhne mache 
also nach wie vor Sinn. Eine 
langsame Abschmelzung der 
Höherbewertung der Löhne 
nach 2020 ist eine Option, um 
Brüche in der Erwerbsbiogra-
fie zumindest teilweise auszu
gleichen. Eine Finanzierung der 
Rentenanpassung aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung 
lehnt Ladebeck ab. „Die Ren-
tenanpassung ist kein Ost-Pro-
blem sondern eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe und 
muss deshalb aus Steuermitteln 
finanziert werden“, sagte Lade-
beck. Neben der Anpassung 

der Renten Ost an West for-
dert der Beamtenbund die Be-
seitigung noch immer beste-
hender Ungerechtigkeiten bei 
der Rentenüberleitung für be-
sondere Personengruppen.

Hintergrund: Im Streit um die 
Finanzierung der geplanten 
Rentenangleichung in Ost und 
West hat Sachsen-Anhalts Mi-
nisterpräsident Reiner Haseloff 
den Einsatz von Steuermitteln 
gefordert. „Ehe wir über Steu-
ersenkungen reden, sollten wir 
mit den Einnahmen, die wir ha-
ben, jetzt die Deutsche Einheit 
vollenden“, sagte der CDU-Po
litiker am 3. September 2016 
dem Sender MDR Aktuell. Die 
Angleichung des Rentenni-
veaus bis zum Jahr 2020 sei 
eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Die schwarz-rote 
Bundesregierung streitet seit 
Wochen über Zeitplan und Fi-
nanzierung für die Milliarden 
teuren Reformpläne.�

<	 Seminar: Frauen und Macht

Die dbb frauen sachsen-anhalt trafen sich vom 16. bis 17. Septem-
ber 2016 in Freyburg an der Unstrut zu ihrem diesjährigen Seminar 
zum Thema: „Den Berufsalltag erfolgreich meistern – Die sieben 
Säulen der persönlichen Macht“. 

„Macht“ kommt vom gotischen „magan“ und bedeutet: imstande 
sein, etwas bewirken. Genau darum ging es in diesem Seminar: 
um die Fähigkeit, etwas zu bewirken. Die sieben Säulen der wah-
ren Macht kommen größtenteils sehr „soft“ daher – das überrascht 
beim Thema „Macht“ ein wenig: Standfestigkeit, Leidenschaft, 
Selbstkontrolle, Liebe, Kommunikation, Weisheit und Ethik. Sie bil-
den das Fundament einer Persönlichkeit. Regina Gleichmann, Busi-
nesscoach, Supervisorin und Mediatorin, ordnete diese Faktoren in 
ein logisch aufgebautes System. Sie orientierte sich dabei eng an 
der alltäglichen Führungspraxis in Unternehmen. Die Selbstach-
tung, die mit den sieben Säulen aufgebaut wird, führt zur persön
lichen Autonomie. Mit praktischen Übungen konnten die Teil
nehmerinnen ihr eigenes Machtverhalten reflektieren und 
überprüfen.
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Oberstufenverordnung:

Abi light?
Der Philologenverband (PhVSA) ist dafür bekannt, 
dass er für ein qualitativ hochwertiges und bun-
desweit anerkanntes Abitur in Sachsen-Anhalt 
steht. Eine Orientierung am Leistungsmittelmaß 
oder dem unteren Leistungsanspruchsniveau 
lehnt der Verband der Gymnasiallehrer strikt ab. 
Deshalb spart der Verband auch nicht mit Kritik 
an den Plänen von Bildungsminister Marco Tullner 
für eine grundlegende Neustrukturierung der 
gymnasialen Oberstufe. 

Den Anstoß zur erneuten Dis-
kussion über die Abiturstan-
dards hatte der Fall eines Bern-
burger Schülers gegeben: Er 
hatte 2013 in einer mündli-
chen Abiturprüfung im Fach 
Religion null Punkte erhalten. 
Die Schule verweigerte ihm da-
raufhin den Abschluss. Er legte 
Widerspruch ein und klagte ge-
gen die Schule – mit Erfolg. 
Drei Jahre später gaben die 
Richter ihm Recht. Die Null-

Punkte-Regel sei „unverhält-
nismäßig und insoweit rechts-
widrig und nichtig“, halten die 
Richter vom Verwaltungsge-
richt Magdeburg in ihrem Ur-
teil fest. Sachsens-Anhalts Bil-
dungsminister Marco Tullner 
(CDU), erst wenige Wochen im 
Amt, kündigte an, auf das Ur-
teil zu reagieren und die Ober-
stufenverordnung anzupassen. 
Neben der Berücksichtigung 
des Urteils des Verwaltungs

gerichts sieht das Bildungs
ministerium auch Handlungs-
bedarf durch die von der Kultus- 
ministerkonferenz (KMK) am 
16. Juni 2016 neugefasste Ver-
einbarung zur Gestaltung der 
gymnasialen Oberstufe in der 
Sekundarstufe II. Diese Rege-
lungen sollen bundesweit für 
Schülerinnen und Schüler gel-
ten, die im Jahr 2018 in die Ein-
führungsphase der gymnasia-
len Oberstufe, also in Klasse 10 
eintreten und 2021 ihr Abitur 
ablegen. Ziel ist es, die Regeln 
für das Abitur in allen Ländern 
anzugleichen. Der jetzt vor
gelegte Entwurf einer neuen 
Oberstufenverordnung für 
Sachsen-Anhalt geht weit über 
das hinaus, was Tullner direkt 
nach seinem Amtsantritt in 
Aussicht gestellt hatte. 

Neben dem Ende der Null-
Punkte-Regelung beinhaltet 
die neue Oberstufenverord-
nung die Absenkung der ein
zubringenden Halbjahresleis-
tungen und Änderungen in 
der Wahl der schriftlichen 
Prüfungsfächer. Schülerinnen 
und Schüler erhalten künftig 
die Möglichkeit, ihre vier 
schriftlichen Prüfungsfächer 
aus Deutsch, Mathematik, 
einer Fremdsprache, Natur
wissenschaft und Geschichte 
zu wählen. In einem der Fächer 
können die Abiturienten die 
schriftliche Prüfung umgehen. 
In vielen Fällen könnte dies 
Mathematik betreffen, denn 
hier sind in den vergangenen 
Jahren die meisten Abiturien-
ten in Sachsen-Anhalt durch-
gefallen. Beim PhVSA trifft 
diese Änderung auf wenig 
Verständnis. „Das man künftig 
in Sachsen-Anhalt ein Abitur 
ohne Prüfung in Deutsch, Ma-
thematik, einer Fremdsprache 
oder Naturwissenschaft erwer-
ben kann, widerspricht der 
Aussage des Bildungsministers, 
dass sich mit der Neuregelung 
nichts an der Qualität des Abi-
turs in Sachsen-Anhalt ändern 
wird“, sagte der stellvertreten-
de PhVSA-Vorsitzende Thomas 
Gaube. Auch sei das Ende der 
Null-Punkte-Regelung nicht 
nachvollziehbar. „Es kann nicht 

sein, dass man mit ungenügen-
den Leistungen versetzt wird 
und schon gar nicht eine Abitur-
prüfung besteht und anschlie-
ßend den höchsten Grad an 
schulischer Bildung bescheinigt 
bekommt“, kritisierte Gaube. 
Ebenso hält der PhVSA die Ver-
pflichtung zur Einbringung von 
Halbjahresergebnissen in die 
Abiturnote für nicht zielfüh-
rend. Bisher waren die Halbjah-
resleistungen aller Fächer der 
elften und zwölften Schuljahre 
einbringungspflichtig. Nun sol-
len nur noch 36 Halbjahresnoten 
in die Abiturnote einfließen.

Die Kultusministerkonferenz 
gibt einen Wert zwischen 32 
und 40 vor – in Sachsen-An-
halt sind es bisher 44. Kein 
Mensch käme auf die Idee, 
am Schuljahresende bei Ent-
scheidungen zur Versetzung 
in den nächst höheren Schul-
jahrgang mal kurz zwei Fächer 
mit der Note Fünf oder schlech-
ter aus dem Jahreszeugnis zu 
streichen. „Von der Streichung 
verbindlicher Prüfungsfächer, 
der Herausnahme von Fächern 
oder Teilleistungen der Fächer 
aus der verbindlichen Einbrin-
gungsverpflichtung und der 
Legitimierung mangelhafter 
Prüfungsergebnisse geht kein 
positives pädagogisches Signal 
aus. Dies ist perspektivisch 
für den Bildungsstandort 
Deutschland nicht nur kon
traproduktiv, sondern zugleich 
eine Kampfansage gegenüber 
einer leistungsorientierten 
Bildungsgesellschaft“, sagte 
Gaube. Er ist der Meinung, 
dass Chancengleichheit, Ein-
heitlichkeit, Vergleichbarkeit 
und vor allem Niveausiche-
rung durch Anpassung der 
länderspezifischen Oberstu-
fenverordnungen nach oben, 
statt nach unten, notwendig 
ist. Streichleistungen hätten 
im Kontext der Studierfähig-
keit in einer Oberstufenver
ordnung keine Legitimation.

Hier zeigt der Philologenver-
band die rote Karte nicht in 
Richtung Bildungsministerium 
von Sachsen-Anhalt, sondern 
in Richtung KMK.�
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Thüringer Philologenverband:

Leistungsgedanken beibehalten
Auf der 10. Vertreterversammlung des Thüringer Philologenverbandes 
(TPhV) in Erfurt am 9. und 10. September 2016 wählten die Thüringer 
Philologen turnusgemäß den neuen Landesvorstand und steckten die 
Ziele und Leitlinien der Verbandsarbeit für die nächsten vier Jahre ab.

Die moderne Leistungsgesell-
schaft braucht Leistungsträger 
in Wissenschaft, Wirtschaft 
und Kultur. Diesen umfassen-
den Bildungsauftrag kann das 
Gymnasium nur durch eine 
frühzeitige Leistungsdifferen-
zierung erfüllen. Die Thüringer 
Philologen treten deshalb ent-
schieden allen Bestrebungen 
entgegen, das Gymnasium als 
erfolgreichste Schulart schlei-
chend zugunsten der Gemein-
schaftsschulen zurückzudrän-
gen und letztlich abzuschaffen. 

Bestmögliche Bildung und 
Erziehung von künftigen Leis-
tungsträgern ist nur in einem 
grundständigen und nach dem 
Prinzip des kontinuierlichen 
Lernens strukturierten Gym
nasiums ab Klasse 5 möglich. 
Die individuelle Förderung an 
Gymnasien erfolgt dabei durch 
differenzierte Fach- und Lern-
angebote unter Beibehaltung 
des Leistungsgedankens.

Sorge bereiten den Thüringer 
Philologen die massiven Kür-

zungen des verbindlichen 
Fachunterrichts, sowohl auf-
grund Lehrermangels als auch 
durch die Ausweisung flexib-
ler Stunden in der Wochen-
stundentafel. TPhV-Vorsitzen-
de Heike Schimke: „Nur mit 
soliden Fachkenntnissen kön-
nen unsere Schülerinnen und 
Schüler die Fähigkeit zur Ver-
netzung von verschiedenen 
Aufgabengebieten entwickeln. 
Deshalb fordern wir, die Thü-
ringer Stundentafel kritisch zu 
diskutieren und Veränderun-

gen zugunsten des Fachprin-
zips vorzunehmen.“

<	 Lehrer verbeamten

Es wird immer schwerer, geeig-
nete Lehrerinnen und Lehrer 
für den Schuldienst an Thü
ringer Gymnasien zu finden. 
Daher fordern die Thüringer 
Philologen die unverzügliche 
Wiedereinführung der Verbe-
amtung und die Honorierung 
besonderer Leistungen durch 
die Möglichkeit der Beförde-
rung beziehungsweise Höher-
gruppierung.

Mit Blick auf die zunehmende 
Überalterung der Lehrkräfte an 
den Thüringer Gymnasien for-

Gleichstellung:

Teilzeitbeschäftigung  
drückt die Rente
Am 18. Juli 2016 traf sich der Vorstand der tbb 
Frauen mit der Thüringer Beauftragten für die 
Gleichstellung von Frau und Mann, Katrin 
Christ-Eisenwinder. 

Auf der Agenda stand die Zu-
sammenarbeit mit dem Lan-
desfrauenrat. Hierfür kandi-
dierte von den tbb Frauen Ines 
Schatz (komba),  sie wurde am 
3. September in den Vorstand 
des Landesfrauenrates ge-
wählt. Dafür auch nochmal 
seitens der tbb Frauen herzli-
che Glückwünsche. Sie wird 
unsere Interessen sicher gut 
vertreten.

Des Weiteren sprachen wir mit 
der Gleichstellungsbeauftrag-
ten über die Benachteiligungen 
von Eltern bei der Berücksichti-

gung von Kindererziehungszei-
ten in der Rente und vor allem 
in der Pension. Trotz aller mo-
dernen Entwicklungen in den 
Familienstrukturen nehmen 
doch zumeist die Frauen den 
größeren Teil der Elternzeit in 
Anspruch. Zudem kehren sie 
danach in der Regel erst einmal 
im Rahmen einer Teilzeitbe-
schäftigung in den Dienst zu-
rück. Dies hat natürlich Aus
wirkung auf die späteren 
Ansprüche auf Rente und 
Pension, sodass die betrof
fenen Frauen Einbußen in 
Kauf nehmen müssen.

Auch die wachsende Praxis, 
Personal erst einmal nur über 
befristete Arbeitsverträge ein-
zustellen, wurde kritisch disku-
tiert. Besonders in den betreu-
enden Berufen, in denen der 
Frauenanteil meist sehr hoch 
ist, nimmt dies mittlerweile 
überhand. Fadenscheinige 
Begründungen, dass man so 
kurzfristige Arbeitsspitzen 
auffangen würde, werden ad 
absurdum geführt, wenn im 
Anschluss gleich die nächste 
Person nur befristet eingestellt 
wird.

Christ-Eisenwinder kündigte 
an, dass Thüringen im Jahr 
2017 das gastgebende Land für 
die Gleichstellungs- und Frau-
enministerkonferenz sein wird. 
Damit besteht die Chance, die 
inhaltliche Ausrichtung mitzu-
gestalten und Anträge zur 
Frauen- und Gleichstellungs
politik einzubringen. Die tbb 
Frauen werden hier am Ball 
bleiben und die Themen der 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst in die Diskussion ein-
speisen.
� Doreen Trautmann

<	 Ines Schatz und Katrin Christ-Eisenwinder
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komba gewerkschaft:

Gewerkschaftstag  
bestätigt Thüringerin
Die komba gewerkschaft hat auf ihrem Bundes
gewerkschaftstag am 15. und 16. September in 
Berlin ihre Bundesleitung für die nächsten fünf 
Jahre gewählt.

Mareike Klostermann wurde 
dabei als stellvertretende Bun-
desvorsitzende der komba be-
stätigt. Aus Thüringer Sicht ist 

dieses besonders erfreulich. 
Mareike ist zugleich stellver
tretende Landesvorsitzende 
des tbb beamtenbund und 

tarifunion thüringen und Vor-
sitzende der dbb jugend thü
ringen.

„Wir gratulieren zu dieser 
Wahl und freuen uns über 
die Anerkennung, die ihr 
damit die Delegierten des 
Bundesgewerkschaftstages 
ausgesprochen haben“, sagte 

dert der Thüringer Philologen-
verband eine verantwortungs-
volle Einstellungspolitik des 
Landes sowie eine fach- und 
sachgerechte Ausstattung der 
Schulen, um auch für die Zu-
kunft die fachliche und päda-
gogische Qualität des Thürin-
ger Gymnasiums zu sichern.

An der Öffentlichen Veran
staltung des Verbandes zum 
Thema: „Abitur = Studien
berechtigung = Studierfähig-
keit?“ nahmen zahlreiche 
Gäste aus der Politik, verschie-
denen Gremien und Organi
sationen teil. Erstmals seit  
über zwanzig Jahren war kein 
Mitglied der aktuellen Leitung 
des Bildungsministeriums 
anwesend. 

Mit seinem brillanten und 
ebenso informativen wie kurz-
weiligen Vortrag „Qualität 
statt Quote – Leistung statt 
Verwöhnung – Inhalte statt 
Kompetenzen: Wie wir uns ein 
Gymnasium der Zukunft vor-
stellen“ sprach Josef Kraus, 
Präsident des Deutschen Leh-
rerverbandes (DL), den Thürin-
ger Philologen aus der Seele.

<	 Noteninflation und 
Studierfähigkeit

Heike Schimke wies nachdrück-
lich darauf hin, dass es auf-
grund der Noteninflation an 

deutschen Gymnasien immer 
mehr Abiturienten gibt, die 
zwar die Studienberechtigung, 
jedoch keine Studierfähigkeit 
besitzen. Die Lehrplanüberar-
beitungen in den deutschen 
Bundesländern führten ten-
denziell zu einer Verringerung 
der Anforderungen und damit 
zu einer Abwertung der Noten 
und der Abschlüsse. Dies war 
leider nicht nur bei den Gym-
nasien, sondern in allen Schul-
arten zu verzeichnen.

Die Philologen stellten auf 
ihrem Vertretertag klare 
Trends fest:

1. �Die Ansprüche an Schülerin-
nen und Schüler haben sich 
geändert. 

2. �Auch hinter sehr guten 
Noten stehen heute nicht 
mehr automatisch sehr gute 
Leistungen. 

3. �Die Abbrecherquoten in 
Studiengängen haben zu
genommen. 

4. �Das Abitur als Abschluss hat 
eine Abwertung erfahren. 
Das zeigt sich unter anderem 
auch darin, dass immer mehr 
Universitäten und Hochschu-
len Eingangstests vor dem 
Zugang zu bestimmten Stu-
diengängen setzen.

Die in Thüringen geplante In-
klusion nahezu aller Kinder mit 
Förderbedarf an allgemeinbil-
denden Schulen birgt die Ge-

fahr, diese Trends zu verstär-
ken. Die Philologen plädieren 
daher für eine gemäßigte Inklu-
sion, die weder die inkludierten 
noch die anderen Schüler be-
nachteiligt, die Kolleginnen 
und Kollegen nicht überfordert 
und das Niveau des Unterrichts 
insgesamt nicht senkt.

Die Vorsitzende Heike Schimke 
und die stellvertretende Vorsit-
zende Ines Musch wurden in 
ihrem Amt bestätigt. In den 
geschäftsführenden Vorstand 
wurden außerdem Thomas 
Gaßmann (Schatzmeister), Ute 
Fischer-Salzwedel, Thilo Hess, 
Heiko Krüger, Sven Luther und 
Erik Onnen (Beisitzer) gewählt.

� Erik Onnen

<	 Der neu gewählte Vorstand des Thüringer Philologenverbandes: Sven Luther, Ute Fischer-Salzwedel, Ines Musch, 
Heike Schimke, Heiko Krüger, Thilo Hess, Erik Onnen und Thomas Gaßmann (von links).
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©
 tb

b

> dbb regional magazin  |  Oktober 2016

dbb regional <

Th
ür

in
ge

n

17



Verwaltungs-, Kommunal- und Gebietsreform:

Hoff sagt Beteiligung zu
Am 5. September 2016 fand ein Folgetreffen zum 
Spitzengespräch vom 18. August des tbb Vorsit-
zenden Helmut Liebermann mit dem Chef der 
Staatskanzlei und Thüringer Minister für Kultur, 
Bundes- und Europaangelegenheiten, Prof. Dr. 
Benjamin-Immanuel Hoff, in der Thüringer 
Staatskanzlei statt.

Der Minister teilte mit, dass 
die Landesregierung dem An-
liegen von tbb und DGB auf-
geschlossen gegenübersteht, 

die personellen Regelungen 
zur Verwaltungs-, Kommunal- 
und Gebietsreform (VKGR) 
nicht tarifvertraglich, sondern 

in einem Personalüberlei-
tungsgesetz zu regeln. Details 
dazu, auch die Beantwortung 
der Frage, was überhaupt ge-
setzlich geregelt werden soll, 
sollten in einer Arbeitsgruppe 
beraten werden. Einer solchen 
Arbeitsgruppe müssten sinn-
vollerweise Vertreterinnen 
und Vertreter des tbb, des 
DGB Thüringen, der Thüringer 
Staatskanzlei, des Thüringer 
Ministeriums für Inneres und 
Kommunales sowie des Thü-
ringer Finanzministeriums an-
gehören.

Das am 18. August bereits 
vorgetragene Anliegen der 
Änderung der Beteiligungs
vereinbarung zwischen Lan-
desregierung und den gewerk-
schaftlichen Spitzenverbänden 
zur Erweiterung der Einfluss-
möglichkeiten der gewerk-
schaftlichen Spitzenverbände 
greift die Landesregierung in-
soweit auf. Minister Hoff teilte 
mit, dass die von der tbb Kom-
mission Dienstrecht erarbeite-
ten Änderungsforderungen 
durch die Landesregierung 
geprüft würden.

Für die Landesregierung sei  
es jetzt wichtig, die Forderun-
gen der Gewerkschaften im 
Detail zu kennen, die im Zu-
sammenhang mit der VKGR 
erhoben werden. Hierzu wird 
die interministerielle Arbeits-
gruppe (IMAG, bestehend aus 
den Staatssekretärinnen/
Staatssekretären aller Res-
sorts) eine Sitzung durchfüh-
ren, zu der tbb und DGB ein-
geladen werden.

Hoff sagte zu, dem Landes-
hauptvorstand des tbb in sei-
ner Sitzung am 27. und 28. Ok-
tober in Weimar persönlich 
wesentliche aktuelle Überle-
gungen der IMAG darzulegen, 
kritische Fragen entgegenzu-
nehmen und zu beantworten. 
Die Landesregierung sei wil-
lens, die Beteiligung der Be-
schäftigten vor allem durch 
Umsetzung des Prinzips der 
frühzeitigen und umfassen-
den Beteiligung der Spitzen-
verbände und der Personal
räte zu gewährleisten. 

� Helmut Liebermann

<	 tbb fragt nach

Nachhaltigkeitsmodell des TFM
Thüringens Finanzministerin 
Heike Taubert schlägt mit dem 
„Nachhaltigkeitsmodell“ einen 
finanzpolitischen Kurswechsel 
vor. Damit das Land die Beam-
tenpensionen auch in Zukunft 
stemmen könne, wolle Thürin-
gen jetzt extra dafür Schulden 
tilgen. Die eingesparten Zin-
sen würden dem Land später 
finanzielle Spielräume für sei-

ne Pensionsverpflichtungen 
und heute den Wiedereinstieg 
in die Verbeamtung von Leh-
rern ermöglichen. Lesen Sie 
mehr dazu im tbb-konkret: 
Nachhaltigkeitsmodell des 
TFM (PDF). 

Im Bild: Birgit Drischmann und 
Helmut Liebermann mit Finanz-
ministerin Heike Taubert. 

der tbb Vorsitzende Helmut 
Liebermann.

Die komba ist die Fachgewerk-
schaft zur Vertretung der Inte-

ressen von Beamten und Tarif-
beschäftigten im öffentlichen 
Dienst der Kommunen, ihren 
privatisierten Dienstleistungs-
unternehmen und der entspre-

chend im Landesdienst Täti-
gen gegenüber Politik und 
Arbeitgebern, Mitgliedsge-
werkschaft im Dachverband 
dbb beamtenbund und tarif

union. Der Gewerkschaftstag 
ist das höchste Gremium der 
komba gewerkschaft. Er tagte 
unter dem Motto „Kommunen 
im Wandel“ in Berlin.�

<	 Staatskanzleiminister Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff
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Landesfrauenrat:

Rentensituation für 
Frauen verbessern
Auf der 40. Delegiertenversammlung des Landes-
frauenrates Thüringen e. V. wurde am 3. Septem-
ber 2016 ein neuer Vorstand gewählt. 

Der Landesfrauenrat beschäf-
tigte sich mit insgesamt drei 
Anträgen. Es wurden Anträge 
zur Verbesserung der renten-
rechtlichen Situation der vor 
1992 im Beitrittsgebiet Ge-
schiedenen, zur Durchführung 
einer Kampagne zu den bevor-
stehenden Thüringer Wahlen 
2018 und 2019 sowie zur Zu-
sammensetzung der Jury für 
den KAIROS Kommunikations-
preis beraten.

Die Delegiertenversammlung 
plädiert für die Unterstützung 
der vor 1992 im Beitrittsgebiet 
Geschiedenen. Ziel ist eine Ver-
besserung der rentenrechtli-
chen Situation der Betroffenen, 
um Altersarmut entgegenzu-
wirken. Der Antrag wurde ein-
stimmig angenommen.

Der Landesfrauenrat wird sich 
auch weiterhin dafür einset-
zen, Frauen verstärkt für die 

Kommunalpolitik zu gewinnen 
und wird dieses Thema auch 
zukünftig in seine Arbeit ein-
fließen lassen. Des Weiteren 
wurden eine geänderte Sat-
zung sowie eine geänderte 
Geschäftsordnung der Ge-
schäftsführung des Landes-
frauenrates einstimmig be-
schlossen.

Der Landesfrauenrat Thürin-
gen e. V. ist eine Lobbyorgani-
sation für fast 250 000 Frauen 
in ganz Thüringen und setzt 
sich aktiv für die rechtliche  
und tatsächliche Gleichberech-
tigung und gleiche Verwirkli-
chungschancen für Frauen und 
Männer ein.

komba Mitglied und Beisitzerin 
in der tbb frauenvertretung, 
Ines Schatz, wurde auch in den 
Landesfrauenrat als Beisitzerin 
gewählt. Der tbb gratuliert und 
wünscht für die Arbeit viel Er-
folg und Spaß im Ehrenamt.

Als Vorsitzende wurde Ilona 
Helena Eisner zum zweiten  
Mal einstimmig im Amt bestä-
tigt. Dem Vorstand gehören 
außerdem an: Andrea Wagner, 
LAG der kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten Thü
ringen, als stellvertretende 
Vorsitzende, Julia Hohmann, 
DER PARITÄTISCHE Thüringen, 
als Schatzmeisterin sowie Elke 
Heydrich, Deutscher Gewerk-
schaftsbund (DGB) Thüringen, 
Ina Wäßerling, ZONTA Club 
Erfurt, sowie Kerstin Kloß, 
SoVD Landesverband Thürin-
gen, als zweite Beisitzerin.

� tbb Geschäftsstelle

<	 Ines Schatz
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